
Satzung

We speak you donate



PRÄAMBEL

we speak you donate vertritt einen weit gefassten Inklusionsbegriff, der keine klaren 

Trennlinien zwischen Menschengruppen zieht, sondern alle umfasst und einschließt. 

In diesem Kontext ist die Verbindung von Inklusion, Transkulturalität und Diversität 

kein Widerspruch, sondern eine logische Ergänzung für gesellschaftliche Vielfalt.

we speak you donate möchte Gemeinnützige Organisationen unterstützen, sofern sie 

eine ähnliches Weltbild verfolgen. 

ANMERKUNG ZUR SCHREIBWEISE UND LESBARKEIT

Die Satzung ist der Übersichtlichkeit halber nicht in gendergerechter Sprache verfasst. 

Dennoch richtet sich der Text gleichermaßen an Frauen, Männer, Transpersonen, queere 

und non-binäre Personen.
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§ 1 Name und Sitz

1. Der Verein führt den Namen we speak you donate.

2. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Namens-

zusatz “e. V.“.

3. Der Sitz des Vereins ist Berlin.

4. Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

§ 2 Zweck

Zweck des Vereins ist die Förderung der Bildung (§ 52 Abs. 2 Nr. 7 AO), insbesondere 

auf den Gebieten der politischen Bildung, Transkulturalität, Inklusion, Diversität und 

der damit im Zusammenhang stehenden gesellschaftlichen Toleranz

Dieser Zweck wird verwirklicht durch:

Die Organisation und Durchführung von Workshops und Vorträgen zu vorgenannten 

Themenfeldern.

Die Beschaffung und Weitergabe von Mitteln an steuerbegünstigte Körperschaften 

oder juristische Personen des öffentlichen Rechts gemäß § 58 Nr. 1 Abgabenordnung.

§ 3 Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sin-

ne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist 

selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

2. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unver-

hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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3. Der Verein darf in Ausnahmefällen einmalige Aufwandsentschädigungen an einzelne 

Mitglieder auszahlen. Dazu bedarf es der Zustimmung der Mitgliederversammlung. 

§ 4 Mitgliedschaft und Mitgliedsbeiträge

1. Der Verein hat

a) aktive Mitglieder

b) fördernde Mitglieder

c) Ehrenmitglieder.

2. Als aktive Mitglieder des Vereins kann jede natürliche Person, als fördernde Mitglieder 

können natürliche Personen und juristische Personen des öffentlichen Rechts unter 

Nennung eines Vertreters aufgenommen werden. Voraussetzung für die Aufnahme 

ist die Bereitschaft, die Ziele des Vereins zu unterstützen. Ehrenmitglieder können 

Persönlichkeiten werden, die bei we speak you donate hervorragende Verdienste 

geleistet haben.

3. Mitglieder des Vereins werden durch den Vorstand in aktive und fördernde Mit-

glieder unterteilt. Ehrenmitglieder können durch den Vorstand vorgeschlagen werden 

und duch die Mitgliederversammlung bestätigt werden. Aktive Mitglieder haben im 

Gegensatz zu fördernden Mitgliedern ein Stimmrecht (je eine Stimme) bei der Mit-

gliederversammlung. Ehrenmitglieder genießen alle Rechte eines aktiven Mitglieds 

ohne Verpflichtung zur Beitragszahlung. 

4. Der Antrag auf Aufnahme als Mitglied ist schriftlich oder über das vorgesehene 

Onlineformular einzureichen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Bei Min-

derjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen.

5. Der Austritt aus dem Verein hat schriftlich an den Vorstand zu erfolgen (Brief, E-

Mail). Der Austritt aus dem Verein ist zum 31. Dezember eines Jahres mit einer An-

kündigungsfrist von sechs Wochen zu erklären.
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6. Die Mitglieder haben Mitgliedsbeiträge und Aufnahmebeiträge in Form von Geld-

beiträgen zu entrichten. Die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge wird durch den 

Vorstand oder die Mitgliederversammlung festgesetzt. 

7. Der Vorstand darf Mitgliedsbeiträge stunden, ermäßigen oder erlassen.

8. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds, bei juristischen Personen mit 

deren Erlöschen.

9. Bei Beendigung der Mitgliedschaft durch Austritt oder Ausschluss hat das Mitglied 

keinen Anspruch gegenüber dem Vereinsvermögen oder eine Beitragsrückerstattung.

10. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden. Gründe für einen 

Ausschluss sind: 

• Wenn das Verhalten des Mitglieds in grober Weise gegen die Interessen des Ver-

eins verstößt

• Unehrenhaftes Verhalten des Mitglieds innerhalb und außerhalb des Vereinslebens, 

wenn hierdurch das Interesse und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit oder 

vereinsintern schwerwiegend beeinträchtigt ist

• Wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse oder 

E-Mail-Adresse länger als sechs Monate mit seiner Beitragszahlung in Verzug ist, ohne 

dass der Vorstand über eine soziale Notlage des Mitglieds informiert wurde. 

Das Ausschließungsverfahren wird durch den Vorstand eingeleitet. Über den Aus-

schluss entscheidet die Mitgliederversammlung. Während des Ausschließungsver-

fahrens ruhen sämtliche Rechte des auszuschließenden Mitglieds. 

§ 5 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

	 • der Vorstand und

	 • die Mitgliederversammlung



	

§ 6 Der Vorstand

1. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus

	 a) dem 1. Vorstand  

	 b) dem 2. Vorstand Schatzmeister 

	 c) Schriftführer 

	 d) Kommunikationswart

Er vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Zwei Vorstandsmitglieder sind 

gemeinsam vertretungsberechtigt. Bei finanziellen Entscheidungen, die einen Rahmen 

von 500€ nicht übersteigen, ist auch ein Vorstand allein vertretungsberechtigt. Es 

wird festgelegt, dass mindestens ein Beisitzer dem erweiterten Vorstand angehört. 

Es können jedoch weitere Beisitzer in der jährlichen Mitgliederversammlung gewählt 

werden. Es gibt keine Höchstanzahl an Beisitzern.

Die Amtsinhaber sollen Vereinsmitglieder sein.

1.1 Der 1. oder 2. Vorstand leitet die Sitzungen des Vorstands und der Mitgliederver-

sammlung und sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des Vorstands und der Mit-

gliederversammlung.

1.2 Der Schatzmeister bearbeitet alle Geld- und Mitgliedschaftsfragen. Er ist dafür 

verantwortlich, dass Spenden nur getätigt werden, wenn die Mittel dafür vorhanden 

sind. Des Weiteren muss der Verein dauerhaft liquide sein. Der Verein darf durch aus-

gehende Spenden keine Schulden anhäufen.

1.3 Der Schriftführer führt die Protokolle der Sitzungen.

1.4 Der Kommunikationswart kümmert sich um Öffentlichkeitsarbeit, interne-& ex-

terne Kommunikation sowie um Presseanfragen

1.5 Die Beisitzer unterstützen die Vorsitzenden bei besonderen Aufgaben, können zu 

Vorstandssitzungen eingeladen werden und durch den Vorstand vorübergehend als 

vertretungsberechtigt ernannt werden. Die Beisitzer übernehmen zusätzlich die Rolle 
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des Kassenprüfers.

2. Die Amtszeit des Vorstands ist nicht begrenzt. Es können Neuwahlen durch einen 

Beschluss der Mitgliederversammlung mit 2/3 Mehrheit einberufen werden. Die Wie-

derwahl ist zulässig. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf 

ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt worden sind.

3. Die Einladung zu Vorstandssitzungen erfolgt per Email unter Einhaltung einer Ein-

ladungsfrist von mindestens sieben Werktagen. Vorstandssitzungen sind beschluss-

fähig, wenn alle Vorstandsmitglieder anwesend sind.

4. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit.

5. Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fern-

mündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem 

Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste 

Vorstandsbeschlüsse sind zu protokollieren und von allen Vorständen zu unterzeichnen.

6. Der Vorstand kann per Beschluss mit einfacher Mehrheit Vorstandsmitglieder und 

ehrenamtlich für den Verein nach dieser Satzung tätige Personen ihres Amtes enthe-

ben, wenn eine Verletzung von Amtspflichten oder der Tatbestand der Unfähigkeit zur 

ordnungsgemäßen Amtsausübung vorliegt. In der nächsten Mitgliederversammlung 

muss über die Amtsenthebung nochmals abgestimmt werden, um diese weiterhin für 

gültig zu erklären. 

7. Der Vorstand kann besondere Vertreter gemäß § 30 BGB bestellen und abberufen 

und deren Wirkungskreis bestimmen. Gemeint ist beispielhaft eine Geschäftsführung, 

bestehend aus einer oder mehreren Personen.

8. Der Vorstand ist berechtigt Personen im Verein anzustellen, sowie Honorare und 

ehrenamtliche Aufwandsentschädigungen auszuzahlen. Alle über das Jahr angefallenen 

Anstellungsverhältnisse werden am Ende des Jahres in der Mitgliedervollversammlung 

erklärt und über das weitere Anstellungsverhältnis entschieden.



9. Vorstandsmitglieder können Angestellte des Vereins sein und andersherum. In die-

sem Fall hat das Vorstandsmitglied kein Stimmrecht, wenn Angelegenheiten behandelt 

werden, die seine Person als Arbeitnehmer betreffen. Die anderen Vorstände fungieren 

darüber hinaus als Vorgesetzte des Angestellten.

10. Ausgehende Spenden werden in einfacher Mehrheit vom Vorstand beschlossen. 

Vorschläge von Mitgliedern und Speakern (Personen die Vorträge für we speak you 

donate halten)  müssen berücksichtigt werden.  Der Vorstand ist, so wie bei allen Aus-

gaben, verpflichtet die getätigten Spenden gegenüber der Mitgliederversammlung zu 

rechtfertigen. Des Weiteren sollte kein Spendenempfänger bevorzugt werden, außer 

es liegt eine hohe Notwendigkeit vor.

§ 7 Mitgliederversammlung

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung ist das höchste Gremium des Vereins und 

findet mindestens einmal jährlich statt. Außerdem muss eine Mitgliederversammlung 

einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn mindes-

tens 1/3 der Mitglieder die Einberufung schriftlich, unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe, verlangt.

2. Aufgaben der Mitgliederversammlung sind insbesondere: Entgegennahme der Be-

richte des Vorstands, Entlastung des Vorstands, Wahl des Vorstands, Wahl der Bei-

sitzer, Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen und Aufnahmegebühren, Ernennung von 

Ehrenmitgliedern, Ausschluss von Mitgliedern, Beschlussfassung über Änderungen der 

Satzung und über Auflösung des Vereins, Beschlussfassung über Vereinsordnungen 

sowie Beschlussfassungen über Anträge.

3. Jede Mitgliederversammlung ist vom Vorstand bei Einverständnis der Mitglieder per 

E-Mail unter Einhaltung einer Einladungsfrist von zwei Wochen und unter Angabe 

der Tagesordnung einzuberufen. Bei Nicht-Vorliegen eines Einverständnisses zur Ein-

ladung per E-Mail erfolgt eine schriftliche Einladung.
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Die Mitteilung von Adressänderungen/Änderungen von E-Mail-Adressen ist eine Bring-

schuld des Mitglieds.

4. Jedes Mitglied (aktiv und passiv) kann bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der 

Mitgliederversammlung schriftlich (E-Mail oder Brief) die Ergänzung der Tagesordnung 

verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind nachträglich auf die Tagesordnung zu 

nehmen. Die Anträge müssen den Mitgliedern vor der Mitgliederversammlung nicht 

bekannt gegeben werden. Nach Ablauf der Frist gestellte Anträge können nur zur 

Entscheidung in der Mitgliederversammlung zugelassen werden, wenn bei Beginn 

der Versammlung eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden Stimmberechtigten der 

Einbeziehung dieser Anträge zustimmen. 

5. Versammlungsleiter ist der 1. Vorstand oder der 2. Vorstand. Sollten alle zwei nicht 

anwesend sein, muss eine Vertagung beantragt werden. Schriftführer ist bei der Mit-

gliederversammlung der Schriftführer. Ist der Schriftführer in der Mitgliederversamm-

lung nicht anwesend, kann zu beginn der Mitgliederversammlung ein stellvertretender 

Schriftführer gewählt werden.

6. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf 

die Zahl der erschienenen Mitglieder mit einer einfachen Mehrheit beschlussfähig. Zur 

Änderung der Satzung und des Vereinszwecks ist jedoch eine Mehrheit von 3/4 der 

abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

7. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterschreiben ist.

 

§ 8 Datenschutz

1. Der Verein verarbeitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben und 

des Zwecks des Vereins personenbezogene Daten und Daten über persönliche und 

sachbezogene Verhältnisse seiner Mitglieder. Diese Daten werden darüber hinaus 

gespeichert, übermittelt und verändert.

2. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 
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stimmen die Mitglieder der Speicherung, Bearbeitung, Verarbeitung, Übermittlung 

ihrer personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und Zwecke 

des Vereins zu. Eine anderweitige Datenverwendung (beispielsweise Datenverkauf) 

ist nicht zulässig.

3. Jedes Mitglied hat das Recht auf

	 • Auskunft über seine gespeicherten Daten,

	 • Berichtigung seiner gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit,

	 • Löschung seiner Daten.

4. Der Vorstand und davon Entsandte sind berechtigt die Mitglieder über die im Mit-

gliedsantrag angegebenen Wege zu kontaktieren.

5. Eingerichteten Chat-Gruppen können Mitglieder auf Wunsch beitreten oder hinzu-

gefügt werden. Dort fintet eine freiwillige Kommunikation zwischen Mitgliedern und 

Vorstandsmitgliedern statt. Diese Chat Gruppen können jederzeit verlassen werden. 

§ 9 Auflösung, Anfall des Vereinsvermögens

1. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen 

Stimmen erforderlich.

2. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke, fällt sein 

Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuer-

begünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für

•  Förderung der Hilfe für Menschen, die auf Grund ihrer geschlechtlichen 

Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientierung diskriminiert werden, 

•  die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern, 

•  die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten 

der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens,

•  und die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Gel-
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tungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 

bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf 

den kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind.

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilli-

gung des Finanzamtes ausgeführt werden.

stand: 30.06.2022


